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Com petenzfragen in Waſſerrechtsſtreitigkeiten. Von Dr. Ernſt 


Baron Exterde. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Es gibt keine ſtillſchweigend anerkannte Religionsgeſellſchaft. Wenn daher die 
Staatsverwaltung duldet, daß ein von einer nicht ausdrücklich anerkannten 
Religionsgeſellſchaft beſtellter Seelſorger in einer — wenn auch von der 
Gemeindevertretung eigens hiezu angewieſenen — Räumlichkeit und mit 
Wiſſen der Regierungsorgane gottesdienſtliche Handlungen ausübt und 
Trauungen vornimmt, ſo iſt gleichwohl ein ſolcher Seelſorger nicht der 
ordentliche Seelſorger im Sinne des § 75 a. b. G B., und die vor ihm 
eingegangenen Ehen ſind geſetzlich ungiltig und unwirkſam. 
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Perſonalien. 

Erledigungen. 


Competenzfragen in Waſſerrechtsſtreitigkeiten. 
Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Wer die Zeitſchrift für Verwaltung ſeit ihrem Entſtehen bis auf 
den heutigen Tag durchblättert, ſtößt auf zahlreiche praktiſche Fälle und 
theoretiſche Aufſätze, welche Competenzfragen in Waſſerrechtsſtreitigkeiten 
behandeln. Auch unſere übrigen fachwiſſenſchaftlichen Blätter: Gerichts⸗ 
halle, Gerichts⸗Zeitung und Juriſtiſche Blätter beſchäftigen ſich unab⸗ 
läſſig mit dieſer Materie. Trotzdem iſt dieſelbe nicht geklärt, und der 
Streit blüht fort. Jedoch in neueſter Zeit ſind diesbezüglich einige Ent⸗ 
ſcheidungen im politiſchen Reſſort erfloſſen, welche, wenn ſie auch im 
juridiſchen Lager Anklang finden ſollten, die Austragung des Streites 
weſentlich beſchleunigen werden. Wir theilen daher dieſe Entſcheidungen 
im Nachfolgenden mit. 

J. 


Der Grundbeſitzer M. M. beſchwerte ſich bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft L. darüber, daß der Pächter der gräflich A'ſchen Mahlmühle 
vor derſelben eine erhebliche Quantität Schutt und Schotter abgelagert 
habe, wodurch der Abfluß des bei Regen und Gewittern vom Oſter⸗ 
berge herabkommenden Waſſers in den Mühlbach gehemmt und das 
Waſſer gedrängt werde, ſich zum Schaden ſeines Ackers, genannt njeva 
primalnu, über denſelben einen neuen Weg zu bahnen. Der Beſchwerde⸗ 
führer bat um Abhilfe im politiſchen Wege. In Folge dieſer Beſchwerde 
wurde zum Augenſchein geſchritten, wobei ſich ergab, daß auf dem Haus⸗ 
garten und Wieſenfleck der A'ſchen Mahlmühle am Mühlbache ſich ein 
10 Fuß langer, 2 Fuß breiter und 1 Fuß hoher Hügel befand, welcher 
allerdings die Beſtimmung hatte, das bei Gewitterregen vom Oſterberge 
und von einer mit dem Hügel parallel liegenden Fabriksſtraße ablau⸗ 
fende Regenwaſſer von dem gedachten Wieſenfleck abzuhalten, und daß 


es dadurch freilich ſich ereignen könne, daß ein Theil des alſo abge⸗ 
lenkten Regenwaſſers auf den Acker njeva primalnu gerathe, daß aber 
dieſer Acker gerade ebenſo geſchützt werden könne. 

Die erſte Inſtanz erkannte ſich jedoch als zur Entſcheidung in⸗ 
competent und wies den Beſchwerdeführer auf den Eivilrechtsweg. Die 
Entſcheidung der zweiten Inſtanz (Landesregierung Krain) war gleich⸗ 
lautend. Indeſſen das k. k. Ackerbauminiſterium, an welches die Ange⸗ 
legenheit im Recurswege gelangte, erkannte laut Erlaſſes vom 20. Jän⸗ 
ner 1876, Z. 315, daß über die vorliegende Beſchwerde meritoriſch 
zu entſcheiden ſei, „da hier der im $ 11 des Geſetzes vom 30. Mai 1869, 
betreffend die der Reichsgeſetzgebung vorbehaltenen Beſtimmungen des 
Waſſerrechts ) vorgeſehene Fall der willkürlichen Aen derung des natür⸗ 
lichen Ablaufes eines Gewäſſers zum Nachtheile des unteren Grund⸗ 
ſtückes vorhanden iſt, worüber zu verhandeln und zu entſcheiden nach 
8 53 des Landesgeſetzes für Krain über die Benützung, Leitung und 
Abwehr der Gewäſſer ) allerdings die politiſche Behörde be⸗ 
rufen iſt“. 

II. 


Die Kaufleute und Petroleumhändler in B. ſpeicherten anſehnliche 
Quantitäten Petroleum in Fäſſern in den Häuſern der Stadt B. auf. 
In Folge deſſen brachte das Bürgermeiſteramt von B., welches für die 
Stadt fürchtete, die Beſtimmungen der Miniſt.⸗Verordnung vom 4. Juni 
1865, R. G. Bl. Nr. 40, in Erinnerung und beſtand darauf, daß 
nur Quantitäten in geſetzlich erlaubtem Ausmaße in B. aufbewahrt würden. 
Darauf ſuchte die Kaufmannſchaft eine geeignete Localität für die 
Aufbewahrung größerer Petroleumvorräthe und fand und bezeichnete 
als ſolche den Bierkeller der Maria H. in der Ser Vorſtadt. Das 
Bürgermeiſteramt ſprach aus, daß dieſe Localität für den fraglichen 
Zweck geeignet ſei. Dagegen proteſtirte Grundbeſitzer G., welcher 
gleich unterhalb jenes Bierkellers einen Fiſchzuchtteich beſitzt und trug 
vor, daß ſein Fiſchteich durch den neben jenem Keller vorbeifließenden 
Bach geſpeist werde, daß aber in dieſen Bach das im Keller ſich 
anſammelnde Waſſer, welches petroleumgeſchwängert ſei, einfließe und 
ſeine Fiſchzucht gefährde. 

Daraufhin bedeutete das Bürgermeiſteramt der Kaufmannſchaft, 
daß bis zur Entſcheidung über dieſen Proteſt die Einlagerung von 


98 11 des Reichsgeſetzes lautet: „Der Eigenthümer eines Grundſtückes darf 
den natürlichen Abfluß der über dasſelbe fließenden Gewäſſer zum Nach⸗ 
theil des unteren Grundſtückes nicht willkürlich ändern. Dagegen iſt auch der 
Eigenthümer des unteren Grundſtückes nicht befugt, den natürlichen Ablauf 
ſolcher Gewäſſer zum Nachtheil des oberen Grundſtückes zu hindern“. 

* f 53 des kraineriſchen Landesgeſetzes vom 15. Mai 1872 lautet: „Alle 
Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr der 
Gewäſſer nach dieſem Geſetze beziehen, gehören in den Wirkungskreis der 
politiſchen Behörden. In allen Fällen, wo eine Verwaltungsbehörde nach 
dieſem Geſetze über einander widerſtreitende Anſprüche von Privatperſoneu 
entſchieden hat, ſteht es dem durch dieſe Entſcheidung in ſeinen Privatrechten 
Benachtheiligten frei, Abhilfe gegen die andere Partei im ordentlichen Rechts⸗ 
wege zu ſuchen. (Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 144.) 
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Petroleum in den betreffenden Keller nicht ſtattfinden dürfe und ordnete 
gleichzeitig die Vernehmung von Sachverſtändigen an. Das Bürger⸗ 
meiſteramt ging nämlich von der Anſchauung aus, daß nunmehr das 
Waſſerrecht (5 75 des ſchleſiſchen Waſſ.⸗Geſ.) zur Anwendung zu gelangen 
habe. Die Sachverſtändigen erklärten ſodann, daß die Einlagerung 
von Petroleum in den Keller der Maria H. es bewirken könne, daß das 
den Fiſchteich des G. ſpeiſende Waſſer mit Petroleum inficirt werde. 

Ehe nun eine erſte Entſcheidung in der Angelegenheit erfloſſen 
war, beſchwerte ſich Maria H. direct bei der Landesregierung und bean⸗ 
tragte die Aufhebung der Verfügung des Bürgermeiſteramtes, weil 
dieſes dazu nicht competent geweſen ſei und der Proteſt im Civil⸗ 
rechtswege hätte beamthandelt werden müſſen. 

Die Landesregierung, welche ſich die Acten vorlegen ließ, entſchied 
ihrerſeits über die Beſchwerde, wie folgt: 

„Der Beſcheid des Bürgermeiſteramtes B., inſofern mit 
demſelben die Einlagerung von Petroleum in die Keller der Maria 
H. unterſagt wurde, wird behoben, inſofern jedoch die Einleitung 
und Fortſetzung der Verhandlung angeordnet wurde, aufrechterhalten.“ 

Die Landesregierung motivirte dieſe Entſcheidung damit, daß 
der Handel mit Mineralölen und im Zuſammenhange damit die Ein⸗ 
lagerung derſelben ein conceſſionirtes Gewerbe ſei, gegen deſſen Er⸗ 
theilung Niemanden ein Recursrecht zuſtehe, daß aber allerdings über 
die Einwendungen des G. das Verfahren eingeleitet werden müſſe; 
daß ſodann nach Maßgabe des Ergebniſſes desſelben die Entſcheidung 
zu fällen ſei. 

Das Bürgermeiſteramt ſetzte die Maria H. von dieſer Entſchei⸗ 
dung in Kenntniß. 0 

Maria H. faßte vorſtehenden Beſcheid als vom Bürgermeiſter⸗ 
amte erfloſſen auf, und recurrirte dagegen an die Landesregierung, be⸗ 
merkte, daß das Waſſerrecht mit den Einwendungen des G. nichts 
zu thun hätte, und bat um Aufhebung der gedachten Entſcheidung und 
Verweiſung des G. auf den Rechtsweg. 

Ueber dieſen Recurs änderte die Landesregierung den recurrirten 
Beſcheid wirklich theilweife ab und erkannte „daß die Verwendung 
des Maria H.'ſchen Kellerraumes zur Einlagerung von Petroleum unter 
der Bedingung geſtattet ſei, wenn Vorſorge getroffen werde, daß 
die aus dieſem Keller abfließenden Wäſſer in ihrer Beſchaffenheit nicht 
verändert werden und insbeſondere, daß dieſelben ohne jede Beimengung 
von Petroleum in den in der Nähe des Kellers vorbeifließenden Bach 
abfließen“. Dieſe Entſcheidung wurde alſo motivirt: 

„Aus den gepflogenen Erhebungen geht hervor, daß der H. che 
Keller in einem von Quellenadern durchzogenen Grunde erbauet iſt, 
daß die Wäſſer dieſer Quellen in dem Keller hervortreten, in einem in 
der Kellerſohle angelegten Canalnetze geſammelt und nach dem nahen 
Bache abgeleitet werden. Die Ableitung dieſer Wäſſer in den Bach 
kann, inſolange ſie ihre natürliche Beſchaffenheit beibehalten haben, 
nicht beanſtändet werden. Nach § 10 des Landes⸗Waſſerrechtsgeſetzes iſt 
bei fließenden Gewäſſern die Benützung durch die Rechte der übrigen 
Waſſerberechtigten beſchränkt, und es darf durch die Benützung des 
Waſſers von Seiten eines Privateigenthümers keine das Recht eines 
Anderen beeinträchtigende Verunreinigung verurſacht werden. Da jedoch 
nach dem übereinſtimmenden Ausſpruche der Sachverſtändigen die Ein⸗ 
lagerung von Petroleum in den H. ſchen Keller die Inficrrung der in 
dem Keller hervortretenden Wäſſer durch Petroleum zur Folge haben 
und dieſe Beimengung das Waſſer ſowohl für die Zwecke der Fiſchzucht 
als für andere Zwecke unverwendbar machen würde, ſo erſcheint die 
von G. gemachte Einwendung in Bezug auf die Ableitung der Wäſſer 
aus dem Keller berechtigt, daher auch Maria H. verpflichtet, Vorſorge 
zu treffen, daß den aus dem Keller abfließenden Wäſſern kein Petroleum 
beigemengt werde“. 

Die Landesregierung fügte ihrer Entſcheidung den Schlußpaſſus 
bei: „Nach Rechtskraft der Entſcheidung wird über die zur Verhinde⸗ 
rung der Vermiſchung des Petroleums mit den aus dem Keller der 
Maria H. abfließenden Wäſſern zu treffenden Vorkehrungen in erſter In⸗ 
ſtanz Amt zu handeln fein“, 

Dawider brachte Maria H. den Miniſterialrecurs ein, und be⸗ 
merkte dieſelbe darin, daß nach 8 19 des Reichs⸗Waſſerrechtsge⸗ 
ſetzes den Fiſchereiberechtigten gegen die Ausübung anderer Waſſerbe⸗ 
nützungsrechte nicht das Recht des Widerſpruchs, ſondern bloß der An⸗ 
ſpruch auf Schadloshaltung zuſtehe und bat wiederholt, den G. mit 
ſeinen Einwendungen vor das competente Gericht zu verweiſen. 


0 


Jedoch das k. k. Ackerbauminiſterium emanirte unterm 27. März 
1876, 3. 3032, nachſtehende Endentſcheidung: „Dem Miniſterialrecurſe 
gegen die Entſcheidung der Landesregierung, inſoferne damit verfügt 
wurde, daß Vorſorge zu treffen ſei, damit das in dem Kellerraum der 
Realität der Maria H. hervorquellende und von da in den nahe vor⸗ 
beifließenden Bach abgeleitete Waſſer nicht durch Beimengung mit dem 
in dieſem Keller einzulagernden Petroleum in ſeiner Beſchaffenheit nach⸗ 
theilig verändert werde, und dadurch diejenigen geſchädigt werden, welche 
das Bachwaſſer zu benützen berechtigt ſind, und daß über die zu dieſem 
Zwecke zu treffenden Vorkehrungen von der politiſchen Behörde erſter 
Inſtanz das Amt zu handeln ſei, wird keine Folge gegeben.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Es gibt keine ſtillſchweigend anerkannte Religionsgeſellſchaft. 
Wenn daher die Staatsverwaltung duldet, daß ein von einer nicht 
ausdrücklich anerkannten Neligionsgeſellſchaft beſtellter Seelſorger 
in einer — wenn auch von der Gemeindevertretung eigens hiezu an⸗ 
gewieſenen — Räumlichkeit und mit Wiſſen der Negierungsorgane 
gottesdienſtliche Handlungen ausübt und Trauungen vornimmt, 
fo iſt gleichwohl ein ſolcher Seelſorger nicht der ordentliche Seel- 
ſorger im Sinne des § 75 a. b. G. B., und die vor ihm einge⸗ 
gangenen Ehen ſind geſetzlich ungiltig und unwirkſam. 


Am 26. November 1872 wurden Joſef K. und Anna Maria 
B. vor dem Pfarrverweſer der „autonomen katholiſchen Cultusge⸗ 
meinde“ in Wien, Joſef Kürzinger, in der Salvatorkirche getraut. Als 
die Polizeibehörde hievon Kunde erlangte, machte ſie die Anzeige an 
das hieſige Landesgericht für bürgerliche Rechtsangelegenheiten, welches 
von Amtswegen die Unterſuchung wegen Ungiltigkeit dieſer Ehe ein⸗ 
leitete, den Dr. Ernſt Ritter von Niebauer zum Vertheidiger des 
Ehebandes beſtellte und nach deſſen Anhörung das Urtheil vom 
9. Februar 1875, Z. 583/27 ſchöpfte, kraft welchem obige Ehe 
für ungiltig und nichtig erklärt wurde. Dieſes Erkenntniß ward auf 
folgende Gründe geſtützt: 

Zur Giltigkeit einer Ehe iſt erforderlich, daß die feierliche Er⸗ 
klärung der Einwilligung entweder nach den §8 75 und 125 a. b. 
G. B. vor dem ordentlichen Seelſorger eines der beiden Brautleute 
oder nach den Geſetzen vom 25. Mai 1868, 3. 47, und vom 9. April 
1870, 3. 51 R. G. Bl. vor der politischen Bezirks-, rückſichtlich 
Gemeindebehörde, erfolge. 

Mit Hinblick auf die Vorſchriften der 88 80, 81, 82, 128 
a. b. G. B. und 8 1 des Geſetzes vom 9. April 1870, 3. 51 
R. G. Bl., kann unter dem ordentlichen Seelſorger des §8 75 nur 
jener Seelſorger einer geſetzlich anerkannten Kirche oder Religions⸗ 
gemeinde verſtanden werden, welcher unter öffentlicher Auorität als 
ſolcher beſtellt und von der Staatsverwaltung mit der Führung der 
Eheſtandsmatrikeln betraut iſt. Ein ſolcher Seelſorger iſt Jofef Kürzinger, 
Pfarrverweſer der ſogenannten autonomen katholiſchen Kirchengemeinde, 
nicht. Die dieſen Namen ſich beilegende Religionsgeſellſchaſt iſt in 
keinem Geſetze anerkannt; der Umſtand, daß der Wiener Gemeinde⸗ 
rath dieſer Rcligionsgeſellſchaft die Salvatorcapelle zum Zwecke der 
Ausübung ihres Gottesdienſtes einräumte, ſowie daß ihr Gottesdienſt 
daſelbſt mit Wiſſen der Staatsverwaltung ſeit Jahren ausgeübt und von 
dieſer geduldet werde, iſt gleichgiltig, weil dieſe factiſche Duldung noch 
keine geſetzliche Anerkennung in ſich ſchließt. Auch wurde weder Joſef 
Kürzinger, noch irgend ein anderer Seelſorger der ſogenannten autonomen 
katholiſchen Kirchengemeinde von der Staatsverwaltung mit der Führung 
der Eheſtandsmatrikeln betraut. 

Wenn ferner behauptet wird, daß die Gemeindebehörde durch die 
Einräumung der Salvatorcapelle und durch Zulaſſung der Vornahme 
von Trauungen durch Joſef Kürzinger dieſen ſtillſchweigend zu ihrem 
Stellvertreter beſtellt habe, ſonach daß dieſer zur Entgegennahme der 
Erklärung der Einwilligung nach dem Geſetze vom 9. April 1870, 8. 51 
R. G. Bl. competent geweſen ſei, ſo iſt dieſe Behauptung unrichtig, weil 
nach § 7 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, 3. 47 R. G. Bl. die 
feierliche Erklärung der Einwilligung zur Eye vor dem Vorſteher der 
politiſchen Bezirks⸗, rückſichtlich Gemeindebehörde oder einem Stellver⸗ 
treter des Vorſtehers in der daſelbſt feſtgeſetzten Weiſe abgegeben wer⸗ 
den muß, unter dieſem Stellvertreter aber nur Derjenige verſtanden 


werden kann, welcher zur Vertretung des Vorſtehers in allen demſel⸗ 
ben obliegenden Amtshandlungen öffentlich und in geregelter Weiſe 
beſtellt wurde, und weil eine Uebertragung dieſer ſtaatlichen Function 
an eine andere Perſon geſetzlich gar nicht zuläſſig wäre. Joſef Kürzin⸗ 
ger kann daher nicht als der ordentliche Seelſorger eines der Braut⸗ 
leute angeſehen werden. Daher mußte die vor demſelben zwiſchen Joſef 
K. und Anna Maria B. am 26. November 1872 in der Salvator⸗ 
kirche geſchloſſene Ehe wegen des von Amtswegen zu berückſichtigenden 
Ehehinderniſſes des 8 75 a. b. G. B. und der nachträglichen bezügli⸗ 
chen Vorſchriften für ungiltig erklärt werden. 

Joſef K. und Anna Maria B. wurden zur Zahlung der Er⸗ 
kenutnißgebühr verhalten, weil ſie als ſachfällig erſcheinen. Anderweitige 
Koſten ſind nicht erwachſen, weil die Unterſuchung von Amtswegen 
durchgeführt wurde. 

Ueber die Appellation des Vertheidigers des Ehebandes beſtätigte 
das k. k. Oberlandesgericht in Wien mit Urtheil vom 23. November 
1875, 3. 16.602, vollinhaltlich das erſtrichterliche Erkenntniß, „da näm⸗ 
lich die in Rede ſtehende Eheſchließung nach den beſtehenden Geſetzen 
als eine ungiltige betrachtet werden muß; denn zur Giltigkeit der Ehe 
wird erfordert, daß die feierliche Erklärung der Einwilligung vor dem 
ordentlichen Seelſorger eines der Brautleute oder vor der politiſchen 
Bezirks⸗, rückſichtlich Gemeindebehörde, geſchehe. Keiner dieſer Fälle liegt 
hier vor. Da beide Brautleute, laut der vorliegenden Taufſcheine, nach 
katholiſchem Ritus getauft ſind und ihren allfälligen Austritt aus der 
katholiſchen Kirche der politiſchen Behörde nicht gemeldet haben, daher 
zur Zeit der Eheſchließung als Katholiken angeſehen werden müſſen (Art. 
6 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, 3. 49 R. G. Bl.), jo hatten ſie 
die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe vor ihrem ordent⸗ 
lichen, d. i. dem katholiſchen Seelſorger ihres Wohnortes oder deſſen 
Stellvertreter abzugeben. Als ſolcher kann jedoch der Pfarrverweſer Joſef 
Kürzinger der ſogenannten autonomen katholiſchen Cultusgemeinde nicht 
anerkannt werden, denn die Genoſſenſchaft jener katholiſchen Chriſten, 
welche die Aussprüche des letzten vaticaniſchen Concils nicht als bindend 
betrachten und deshalb die fie betreffenden gottesdienſtlichen Handlungen 
durch einen derſelben Anſicht huldigenden Prieſter verrichten laſſen zu 
müſſen glauben, iſt weder im Staate als eine beſondere Kirche oder Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft durch ein Geſetz ausdrücklich anerkannt worden, noch kann 
in dem Umſtande, daß die Vornahme von Eheſchließungen durch den 
Pfarrer der autonomen katholiſchen Cultusgemeinde ſeither geduldet wurde, 
eine ſtillſchweigende Anerkennung der altkatholiſchen Gemeinde durch 
den Staat erblickt werden. Dieſe Gemeinde iſt daher nach den 88 15 
und 16 des Geſetzes vom 21. December 1867, Z. 142 R. G. Bl., 
zur ſelbſtſtändigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, zu 
welchen offenbar auch die Beſtellung eines Seelſorgers gehört, nicht be⸗ 
rechtigt. Es fteht demnach der mehrerwähnten Ehe das Ehehinderniß 
des 8 75 a. b. G. B. entgegen, und es erſcheint demnach das erſt⸗ 
richterliche Urtheil, welches dieſe Ehe auf Grund des § 49 a. b. G. B. 
für ungiltig erklärte, geſetzlich gerechtfertigt“. 

Der Vertheidiger des Ehebandes machte in der außerordentlichen 
Reviſionsbeſchwerde geltend, daß die Ehe nach den beſtehenden Geſetzen, 
wie dieſe im Zweifel in favorem matrimonii auszulegen find, nicht 
für ungiltig erklärt werden könne. Die aus der richtigen Prämiſſe, daß 
die beiden Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung als Katholiken an⸗ 
geſehen werden müſſen, gezogene Conſequenz, daß nur der katholiſche 
Seelſorger ihres Wohnſitzes oder deſſen Stellvertreter der ordentliche 
Seelſorger im Sinne des Geſetzes geweſen wäre, entſpreche den that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen nicht. 

Die ſogenannten Altkatholiken bilden die uralte katholiſche Kirche; 
ihnen gegenüber erſcheinen die Anhänger des letzten Concils als die 
Neuererz es ſei daher unangemeſſen, die Anforderung zu ſtellen, als 
hätten die Altkatholiken ihren Austritt aus der katholiſchen Kirche an⸗ 
zumelden und ſich um die Verleihung der Rechte einer veligiöfen Ge⸗ 
meinſchaft zu bewerben. Die Altkatholiken ſind Katholiken und wollen 
es auch bleiben; ſie genießen daher nach wie vor die Rechte der Katho⸗ 
liken, und nicht ſie, ſondern die Neukatholiken bedürfen einer ſtaatlichen 
Anerkennung. Die Zumuthung an die Altkatholiken, ſich von dem infalli⸗ 
biliſtiſchen Pfarrer, den ſie für einen von der alten katholiſchen Kirche 
abgefallenen Neuerer halten, trauen zu laſſen, würde ein dictatoriſches 
Machtgebot in religiöfen Dingen und ein Gewiſſenszwang fein. Die 
Altkatholiken haben, von ihren Rechten als Katholiken Gebrauch ma⸗ 
chend, ſich unter den Augen des Staates, und ohne deſſen Veto, da⸗ 
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her mit deſſen ſtillſchweigender Zuſtimmung, ſich ihren Seelſorger be⸗ 
ſtellt, und dieſer ſei alſo ein katholiſcher, und zwar ihr ordentlicher 
Seelſorger. Der Streit zwiſchen den Anhängern des Coneils und den 
Altkatholiken gehöre in's Gebiet der Dogmatik, nicht aber in jenes der 
Staatsverwaltung, denn dieſe habe nicht darüber zu entſcheiden, welche 
von den durch die letzten Concilsbeſchlüſſe in zwei Lager geſpaltenen 
Parteien die rechtgläubige, und welche die ketzeriſche ſei. Bitte um Gil⸗ 
tigerklärung der Ehe. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf mit Urtheil vom 22. Fe⸗ 
bruar 1876, 3. 1076, in einer Plenarſitzung die außerordentliche Re⸗ 
viſionsbeſchwerde mit Hinweiſung auf die der Sachlage und dem Geſetze 
entſprechende Begründung der unteren Gerichte, deren Urtheile beſtätigt 
wurden. Jur. Bl. 


Titeratur. 


Beiträge zur Theorie des Verwaltungsrechtes. Von Dr. Carl 
v. Kißling, Wien, Manz 1876. 

Unter dem vorſtehenden Titel ſind zwei Hefte erſchienen, welche zuſammen 
12 Aufſätze über folgende Themata enthalten. I. Was ſoll die Verwaltungsge⸗ 
richtsbarkeit? II. Eigene Verwaltungsgerichte oder Uebertragung der Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit an den ordentlichen Richter? III Caſuiſtiſche oder prineipielle 
Feſtſtellung der Competenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit? IV. Kann die Ver⸗ 
letzung einer Verordnung Gegenſtand einer verwaltungsgerichtlichen Klage ſein? 
V. Unterſuchungs⸗ oder Verhandlungsmaxime im Verwaltungsrechtsſtreite? 
VI. Sollen die ſeit Geſetzeskraft der Staatsgrundſätze erfloſſenen, aber vor Wirk⸗ 
ſamkeit der Verwaltungsgerichtsbarkeit rechtskräftig gewordenen Adminiſtrativ⸗ 
Entſcheidungen vor dem Verwaltungsgerichtshofe anfechtbar fein? VII. Iſt es 
möglich, in vorhinein und im Allgemeinen zu beſtimmen, welche Fälle eines Ver⸗ 
waltungsgebietes der Verwaltungsgerichtsbarkeit unterſtehen? VIII. Iſt eine Ge⸗ 
ſetzwidrigkeit im Sinne des § 2 des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof 
vorhanden, wenn allgemein geltende aber nicht durch ein poſitives Geſetz feſtge⸗ 
ſtellte Rechtsgrundſätze nicht beachtet werden? IX. Welchen Umfang hat die Com⸗ 
petenz des Verwaltungsgerichtshoſes in Fällen mangelhaften Verfahrens? 
X. Welche ſind die weſentlichen Formen des Adminiſtrativverfahrens, deren 
Außerachtlaſſung die Aufhebung des Verfahrens nach § 6 des Geſetzes über den 
Verwaltungsgerichtshof nach ſich zieht? XI. In wie weit iſt der Verwaltungsge⸗ 
richtshof an die Anträge der Parteien gebunden 2 XII. Ein praktiſcher Rechts⸗ 
fall als Beleg der Richtigkeit des unter VIII. aufgeſtellten Satzes. 

Die Aufſätze, von denen einige Reproductionen ſchon früher gedruckter 
Arbeiten des Verfaſſers ſind, zeichnen ſich durchwegs durch Kürze aus und können 
daher — wohl auch nach der Intention des Verfaſſers — zur Hauptſache nur 
als Anregungen gelten. Als eine Probe der Darſtellung Kißlings theilen wir aus 
dem Eingange des X. Aufſatzes Folgendes mit: 


„Der Verwaltungsgerichtshof hat in der Regel auf Grund des in letzter 
adminiſtrativen Inſtanz angenommenen Thatbeſtandes zu erkennen; findet er 
jedoch, daß der Thatbeſtand actenwidrig angenommen wurde, oder daß derſelbe 
in weſentlichen Punkten einer Ergänzung bedarf oder daß weſentliche Formen 
des Adminiſtrativverfahrens außer Acht gelaſſen worden ſind, ſo hat er die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung oder Verfügung wegen mangelhaften Verfahrens aufzu⸗ 
heben und die Sache an die Verwaltungsbehörde zurückzuleiten, welche die 
Mängel zu beheben und hierauf eine neue Entſchädigung oder Verfügung zu 
treffen hat (8 6 d. G.). Bei dieſer Behebung der Mängel ift die Verwaltungs⸗ 
behörde an die Rechtsanſchauung, von welcher der Verwaltungsgerichtshof in 
feinem Erkenntniß ausgegangen iſt, gebunden (8 7 d. G.). 

Für ſehr wenige Verwaltungsgebiete gibt es nun auch nur einige geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen über das Verfahren — dasſelbe iſt zumeiſt Sache der Pra⸗ 
xis, welche ohne ſpecielle Geſetze ein ziemlich überall gleiches Verfahren eingeführt hat 

Selbſtverſtändlich iſt daher die Frage, was weſentliche oder nicht weſent⸗ 
liche Formen des Verfahrens ſind, ebenfalls vom Geſetze nicht beantwortet worden. 

Es iſt demnach jetzt die Aufgabe zu löſen, an der Hand der Praxis aus 
der Natur und dem Zwecke des Adminiſtrativverfahrens dieſelbe zu beantworten 
und damit die Fälle, in welchen die Caſſation aus formellen Nichtigkeitsgründen 
— wegen mangelhaftem Verfahren — einzutreten hat, feſtzuſtellen. 

Der Zweck des Adminiſtrativverfahrens iſt nun, es möglich zu machen, 
daß die der Verwaltung überwieſene Angelegenheit durch das zuſtändige Organ 
der Verwaltung in der den Thatſachen und dem Geſetze eutſprechenden Weiſe unter 
freier und unbeſchränkter Mitwirkung der intereſſirten Parteien geordnet werde 

Bei dieſem Verfahren müſſen alſo jene Formen les wäre richtiger zu 
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lagen Grundſätze des Verfahrens) für weſentliche angeſehen werden, deren Nicht⸗ 
beachtung die Erreichung dieſes Zweckes vereiteln kann. 

Da in der Regel nur ſolche Angelegenheiten der Adminiſtration zu erle⸗ 
digen obliegt, welche das öffentliche Intereſſe berühren, jo gilt für dieſes Verfahren 
die Officialmaxime, und nur in denjenigen Fällen, in welchen aus Zweckmäßig⸗ 
feitögrilnden rein privatrechtliche Sachen, z. B. die Streitigkeiten zwiſchen Dienſt⸗ 
boten und Dienſtherrn oder zwiſchen Arbeitsgebern und Arbeitern u. dgl. die Ad⸗ 
miniſtration thätig zu ſein hat, tritt die Verhandlungsmaxime im Sinne der je⸗ 
weilig geltenden Civilproceßordnung an deren Stelle. 

Die meifte Analogie mit dem Adminiſtrativverfahren hat das Strafver- 
fahren und können daher viele Beſtimmungen desſelben recht zweckmäßig ſinnge⸗ 
mäße Anwendung in dieſem finden. 

Die aufgeworfene Frage, welche weſentlichen Formen bei ſonſtiger Caſſa⸗ 
tion nicht außer Acht gelangen werden dürfen, kann aber nicht durch rechtsana⸗ 
loge Anwendung der geſetzlichen Beſtimmungen der Strafproceßordnung über die 
Nichtigkeitsbeſchwerde beantwortet werden, weil dieſe eine Zahl von Förmlich⸗ 
keiten, insbeſondere in favorem defensionis und wegen der unbeſchränkten freien 
Beweisprüſung und der Mündlichkeit des Verfahrens hat und auf Grundſätzen be⸗ 
ruht, die dem Adminiſtrativverfahren fremd ſind.“ 


Der öſterreichiſche Wechſelſtempel nach dem Geſetze vom 
8. März 1876 und die Beſtimmung über den Stempel von Rech⸗ 
nungen und ſonſtigen kaufmänniſchen Urkunden, dargeſtellt von 
Dr. Moritz Ritter Ender v. Mallenau, k. k. Miniſterialrath. Wien, 
1876. Verlag von Carl Gerold und Sohn. 

Wir fühlen uns verpflichtet, dieſes Buch angelegentlichſt den Kreiſen, für 
die es geſchrieben iſt, nämlich den Kaufleuten und Gewerbetreibenden, dann den 
Rechtsfreunden, Richtern und Finanzbeamten zu empfehlen. Der Verfaſſer, in 
dem wir wohl auch mit Recht den Autor des Entwurfes dieſes Geſetzes 
vermuthen dürfen, durch welches alle Abgabenpflichtigen gleichmäßig zur Leiſtung 
herangezogen, nicht aber die loyal ihrer Pflicht nachkommenden Steuerträger zu 
Gunſten der minder Gewiſſenhaſten in Contribution geſetzt werden ſollen, hat in 
der vorliegenden Schrift der Geſchäftswelt, nicht minder aber auch den zur 
Ueberwachung der Gebührenleiſtungen beruſenen Behörden und Organen einen 
werthvollen Leitfaden zur praktiſchen Anwendung des Geſetzes geboten und in 

klarer jedermann verſtändlichen Weiſe die Beſtimmungen desſelben, die wie bei 
allen Steuergeſetzen caſuiſtiſch find und daher eine ſofortige Orientirung nicht 
leicht zulaſſen, erläutert. Es war höchſt zweckmäßig, daß der Herr Verfaſſer, eine 
juriſtiſche Eelebrität des Finanzminiſteriums, nicht die Form des Commentars 
für jein Werk gewählt, ſondern den Gegenſtand ſyſtematiſch behandelt hat. Mit 
großer Klarheit verbreitet fich die Schrift über die Aenderungen, welche die 
Stempelſcala ! jetzt zu erfahren hat, dann über die Beſtimmungen bezüglich der 
Gebührenentrichtung von Wechſeln, von kaufmänniſchen Urkunden und Rech⸗ 
nungen, endlich über die nachtheiligen Folgen der Geſetzesübertretungen und über 
den Einfluß der Gebührenfreiheit auf Wechſel. 

Dem Verfaſſer iſt es auch gelungen die Mittel, durch welche das vor⸗ 
liegende Geſetz ſeinen Zweck zu erreichen ſucht, die Minderung des Reizes zur 
Umgehung der Gebührenbeſtimmungen durch möglichſte Herabſetzung der Gebühren, 
die ſtrengere Form der Gebührenentrichtung und die Verſchärfung der Nachtheile 
des fiscaliſchen Delictes, ſo erſichtlich und ſo durch die Verhältniſſe geboten dar⸗ 
zuſtellen, daß wir ſchon vom Intereſſe des Staates aus eine möglichſte Ver⸗ 
breitung ſeiner verdienſtvollen Arbeit wünſchen müſſen. S. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 12. Februar 1876, 3. 1541, 

betreffend die Behandlung der Auslagen für Bnuherſtellungen bei der anläßlich der 

Bemeſſung des Religions fondsbeitrages vorzunehmenden Ermittlung der Competenz 

für die größeren, nicht zu den Pfarrpfründen zählenden Beneſteien, dann für 
Stifte und Klöſter. 


Aus Anlaß der von einem Statthalter geſtellten Anfragen über die Be⸗ 
handlung der Bau⸗Auslagen bei der anläßlich der Bemeſſung des Religionsfonds⸗ 
beitrages vorzunehmenden Ermittlung der Competenz für die größeren, nicht zu 
den Pfarrpfründen zählenden Beneficien, dann für Stifte und Klöſter (8 4 der 


Verordnung vom 25. März 1875, R. G. Bl. Nr. 39), ſind die nachfolgenden 
Weiſungen erlaſſen worden. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redactenr: A. Heilmann. 


Zunächſt muß unterſchieden werden, ob es ſich um Bauherſtellungen an 
den dem Beneficium, Stifte u. ſ. w. eigenthümlichen Gebäuden oder um Bau⸗ 
herſtellungen handelt, welche demſelben aus dem Titel des Patronats oder einem 
andern ſpeciellen Rechtstitel obliegen. 


Im erſteren Falle hat wiederum eine verſchiedene Behandlung einzutreten, 
je nachdem es ſich um Auslagen für die ordentliche Inſtandhaltung der Gebäude 
(ſogenannte sarta teeta) oder um größere Bauherſtellungen handelt (8 9 vorletzter 
und letzter Abſatz der eitirteu hierortigen Verordnung). Die Auslagen der erſteren 
Art werden in der Regel nicht zur Einſtellung geeignet ſein, da bei Anwendung 
des im 8 8 der Verordnung vom 25. März 1875 bezeichneten Maßſtabes das 
Reineinkommen von den Gebäuden ermittelt wird, ſomit die Auslagen für Er⸗ 
haltung der Gebäude bereits berückſichtigt ſind. Nur in den Fällen, wo das Ein⸗ 
kommen von Gebäuden überhaupt keinen Gegenſtand der Fatirung bildet, alſo 
insbeſondere in dem im 8 5 letztes Alinea bezeichneten Falle wird auch die Ein⸗ 
ſtellung eines Pauſchalbetrages für die Inſtandhaltung der Gebäude zuzulaſſen ſein. 


Ueber die Berechnung dieſes Pauſchalbetrages kann eine allgemeine Regel 
nicht wohl aufgeſtellt werden, und iſt diesfalls lediglich auf die bisherige Uebung 
Bedacht zu nehmen; in Fällen, wo eine ſolche Uebung nicht beſteht, iſt nach 
Analogie des 8 6 der eitirten Verordnung ein Durchſchnitt aus den letzten ſechs 
Jahren anzuſetzen. 

Inſofern es ſich dagegen um größere Bauherſtellungen an den dem Bene⸗ 
ficium u. ſ. w. eigenthümlichen Gebäuden handelt, iſt nach Analogie des letzten 
Alinea des 8 9 der citirten Verordnung nur die Aufrechnung des in dem be⸗ 
treffenden Jahre effectiv zu beſtreitenden Aufwandes zuzulaſſen. Eine nach der 
Bemeſſung des Beitrages, beziehungsweiſe nach Richtigſtellung des Einkommen⸗ 
bekenntniſſes vorſallende Bau⸗Auslage dieſer Art iſt inſoweit zu berückfichtigen, als 
ſie auf das Ausmaß des Religionsfondsbeitrages Einfluß hat; trifft dieſe Vor⸗ 
ausſetzung zu, ſo iſt alsdann nach Maßgabe der 88 33 und 34 der citirten Ver⸗ 
ordnung entweder von Amtswegen oder auf Anzeige des Beitragspflichtigen der 
Religionsfondsbeitrag unter Berückſichtigung der neu hervorgekommenen Aus lage 
richtigzuſtellen. In analoger Weiſe iſt vorzugehen, wenn die Baulaſt in das 
Jahr fiel, für welches das Bekenntniß aufgeſtellt wurde, hier iſt unter der 
gleichen Vorausſetzung wie oben die Richtigſtellung des Bekenntniſſes zu Gunſten 
des Religionsſondes vorzunehmen und, der hiernach entfallende Betrag neu vor⸗ 
zuſchreiben. 


Was den zweiten Eingangs bezeichneten Fall, nämlich die aus dem 
Titel des Patronats oder einem andern Rechtstitel obliegende Baupflicht 
anbelangt, ſo iſt bei größeren Bauherſtellungen in Anwendung des 8 9 letztes 
Alinea ganz nach den eben angedeuteten Beſtimmungen vorzugehen. Bei den 
Herſtellungen für bloße Inſtandhaltung der Gebäude iſt hingegen, ſoferne hiebei 
eine Baupflicht des Patrones überhaupt eintritt, die Aufrechnung eines entſpre⸗ 
chenden nach 8 6 der Verordnung zu ermittelnden Betrages unbedingt zuläſſig. 


— rtr... en 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Mitgliedern des permanenten Eentralcomité für 
Ueberſchwemmungsangelegenheiten, in Wien, ſowie dem Bezirksleiter der Polizei⸗ 
commiſſariate im Prater und in Floridsdorf die a. h. Zufriedenheit bekannt geben 
laſſen; aus demſelben Anlaſſe haben 

Seine Majeſtät dem Obercommiſſär der Wiener Polizeidirection Anton 
Landſteiner taxfrei den Titel und Eharakter eines Polizeirathes, dem Polizei⸗ 
rathe Karl Lazzer das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, dem Oberingenieur 
der n.⸗ö. Statthalterei Georg Ptak das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
und dem Linienamts⸗Officiale Franz Reska das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Stadtbaumeiſter Franz Halmf ch läg er den 
Titel eines e Mae taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtſecretär 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majejtät haben dem Finanzwachreſpicientel Franz Moiſiſchek 
das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den o. 5. Univerſitäts⸗Profeſſor Dr. Eduard 
Hofmann zum ordentlichen Mitgliede des oberſten Sanitätsrathes beim Mini⸗ 
ſterium des Innern ernannt. 5 


Franz Blazek in Wien das 


Erledigungen. 


Concipiſtenſtelle bei der k. k. n.⸗. Statthalterei in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 14. Juni. (Amtsbl. Nr. 125). 

Zehn Telegraphenamts⸗Aſſiſtentenſtellen mit dem Jahresgehalte von je 
600 fl., nebſt Activitätszulage, gegen Caution, bis 30. Juni. (Amtsbl. Nr. 128). 

Finanzwachcommiſſärsſtelle in Nieder⸗Oeſterreich in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 116.) 

. .. 

Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


